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i Service

Berlin. Die Eigenanteile für 
Menschen in Pflegeheimen 
sind  gestiegen. Wie eine Aus-
wertung des Verbandes der Er-
satzkassen  ergab, müssen Pfle-
gebedürftige für das erste Auf-
enthaltsjahr derzeit durch-
schnittlich 2871 Euro pro Mo-
nat selbst bezahlen. Das sind 
211 Euro mehr als ein Jahr zu-
vor. Sowohl der Verband als 
auch Patienten- und Verbrau-

cherschützer forderten die Am-
pel zum Gegensteuern auf.

Für das zweite Jahr stieg die 
monatliche Zuzahlung der 
Auswertung zufolge um 233 auf 
aktuell 2620 Euro. Im dritten 
Aufenthaltsjahr müssen 2284 
Euro selbst gezahlt werden –  
169 Euro mehr als im Vorjahr, 
im vierten 1865 Euro und damit 
91 Euro mehr. AFP 
→ Meinung des Tages, Seite 2

Pflege im Heim noch teurer
Die Ampel wird zum Gegensteuern aufgefordert.

Washington. Noch in diesem 
Sommer sollen die von auslän-
dischen Partnern versproche-
nen F-16-Kampfjets in der Uk-
raine zur Abwehr des russi-
schen Angriffskrieges zum Ein-
satz kommen. 

Der Transfer der Jets sei be-
reits im Gange, kündigten die 
USA, die Niederlande und Dä-
nemark in einer gemeinsamen 
Erklärung am Rande des Nato-

Gipfels in Washington an. Es 
geht um F-16-Jets aus amerika-
nischer Produktion, die von 
Dänemark und den Niederlan-
den bereitgestellt werden.

„Aus Sicherheitsgründen 
können wir zum jetzigen Zeit-
punkt keine weiteren Einzel-
heiten bekanntgeben“, hieß es 
in der Erklärung. Seit langem 
bittet Kiew  um Kampfjets. dpa
→ Hintergrund

Ukraine bekommt F-16-Jets
Die Kampfflieger sollen schon bald einsatzbereit sein.

n Von Bärbel Krauß

Stuttgart. Jeder zweite Bür-
ger Baden-Württembergs stellt 
der grün-schwarzen Bildungs-
politik ein insgesamt eher kriti-
sches Zeugnis aus. Das hat der 
jüngste BaWü-Check, den das 
Institut für Demoskopie in Al-
lensbach im Auftrag der Süd-
west-Zeitungsverlage erhoben 
hat, ergeben.

Demnach stellen insgesamt 
nur 28 Prozent der Befragten 
der Landesregierung für ihre 
Bildungspolitik ein gutes oder 
sehr gutes Zeugnis aus. Bei den 
Eltern schulpflichtiger Kinder, 
die direkten Einblick in die ak-
tuelle Wirklichkeit in den Klas-

tut bei 75 Prozent positiv aus. 
„Vor dem Hintergrund der Be-
deutung des Themas für die Zu-
kunft des Landes und auch im 
Vergleich zum Urteil über an-
dere Politikfelder ist das Zeug-
nis, das die Bevölkerung der 
Landesregierung hier ausstellt, 
jedoch keinesfalls das schlech-
teste“, schreiben die Mei-
nungsforscher.

Mehr als die Hälfte der Be-
völkerung nimmt die aktuelle 
Lage negativ wahr. Ihre Stim-
mung für die nächsten zwölf 
Monate ist von Skepsis (28 Pro-
zent) oder  von Befürchtungen 
(26) gekennzeichnet. 32 Pro-
zent haben Hoffnungen.
→ Leitartikel, Dritte Seite

senzimmern haben, ist der An-
teil deutlich höher (37 Pro-
zent). In beiden Testgruppen 
zieht 51 Prozent der Befragten 
eine weniger oder gar nicht gu-
te Bilanz.

Damit bekommen Minister-
präsident Winfried Kret-
schmann (Grüne), Kultusmi-
nisterin Theresa Schopper 
(Bild, Grüne) und die CDU als 
aktueller Koalitionspartner 
auch die Quittung für 
wachsende Probleme an  
Schulen. Lehrerman-
gel, die zunehmende 
Gewalt und mangeln-
de Deutschkennt-
nisse vieler Kinder 
und Jugendlicher 

machen den meisten Bürgern 
die größten Sorgen.

Die vor kurzem von Grün-
Schwarz beschlossene Rück-
kehr zum neunjährigen Gym-
nasium trifft auf Zustimmung 
(70 Prozent), ähnlich wie die 
Wiedereinführung einer ver-
bindlicheren Grundschulemp-
fehlung (62 Prozent). 

Zwar schneiden die Schulen 
selbst in der Bewertung der Be-

völkerung deutlich besser 
ab als die Politik. Aber ak-
tuell finden nur noch 47 
Prozent ihre Arbeit gut 

oder sehr gut. Vor 
zehn Jahren fiel das 
Urteil laut dem Al-
lensbacher Insti-

Kourou. Europäische Raum-
fahrtexperten bewerten den 
Jungfernflug der neuen Rakete 
Ariane 6 als Erfolg –  auch wenn 
am Ende die erneute Zündung 
eines Triebwerks nicht wie ge-

plant funktionierte. Mit ihr hat 
Europa nun wieder selbst die 
Möglichkeit, Satelliten, Sonden 
und andere Experimente ins 
Weltall zu bringen. dpa
→ Aus Aller Welt

Ariane 6: 
Flug geglückt 

Ariane 6 Foto: ESA/dpa/M. Pédoussaut

Die Kostenspirale in der Pflege-
versicherung dreht sich immer 
weiter. Es ist ärgerlich, dass  die 
Finanznöte einer solidarischen 
Sozialversicherung  politisch 
herbeigeführt sind. Im Um-
kehrschluss heißt das, dass Ab-
hilfe geschaffen werden könn-
te, wenn nur der politische Wil-
le dazu bestünde. Wie in ande-
ren Sozialversicherungen auch, 
verschiebt der Staat Kosten, die 
von der Allgemeinheit, also aus 
dem Steuertopf gezahlt werden 
müssten, auf die Pflegeversi-
cherung. Dazu zählt die Über-
nahme der Rentenbeiträge 
pflegender Angehöriger durch 
die Pflegeversicherung. Ohne 
die Belastung hätte die Pflege-
versicherung im vergangenen 
Jahr 3,6 Milliarden Euro mehr 
gehabt. Es kommt ein Struktur-
problem hinzu. Eine wirkliche 
Solidarversicherung lebt da-
von, dass starke Schultern ihren 
fairen Beitrag leisten. Wenn 
aber „gute Risiken“ mit hohem 
Einkommen in die private Pfle-
geversicherung ausweichen 
können, gerät das System aus 
der Balance. Es muss ein Aus-
gleich geschaffen werden.

Ausgleich nötig
Die Finanznöte in der 
Pflege sind  hausgemacht.

i Börse
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4958,86
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i Wetter im Kreis

Angucken ja, anfassen nein
Fast überall in Australien ist das 
Kuscheln mit Koalabären verboten.
→ Aus aller Welt

Spanischer  Geniestreich
Teenager Lamine Yamal 
schreibt Fußball-Geschichte.
→ Sport

Im BaWü-Check schneidet die Bildungspolitik im Südwesten nicht gut ab. Foto: dpa/Julian Stratenschulte

Miese Noten für 
Grün-Schwarz
Der BaWü-Check zeigt: Die Bildungspolitik der 
Landesregierung schneidet bei den Bürgern schlecht ab. 
Begrüßt wird hingegen die Rückkehr zum G9.

Berlin. Seit Herbst 2023 gibt 
es stationäre Maßnahmen an 
den Grenzen zu Polen, Tsche-
chien und der Schweiz. Sie sol-
len bis kommenden Dezember 
gelten. Auch an der bayeri-
schen Grenze zu Österreich 
wird schon länger kontrolliert, 
seit 2015 wird die Maßnahme 
dort immer wieder verlängert. 
Tatsächlich zeigt sich, dass die 
Zahl der Asylerstanträge in 
Deutschland seit der Einfüh-
rung der Kontrollen gesunken 
ist.  red
→ Seite 2

Kontrollen an 
Grenzen 
tragen Früchte
Die FDP fordert, die 
Maßnahmen  ein weiteres 
Jahr lang beizubehalten.

Von Norbert
Wallet

Meinung des
Tages

Im Juli täglich 2 x
500 Euro gewinnen!

KREUZWORT-KREUZWORT-
GITTERGITTER

Mehr Infos im Innenteil

Druckhaus ist insolvent
Der Lahrer Traditionsbetrieb 
gerät in Schieflage. 
→ Lahr und Region
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Der Lahrer Verein  hat über seine Pläne informiert. Be-
sprochen wurde eine   550 Quadratmeter große Produk-
tionsfläche. Zudem tauschten sich die Mitglieder mit 
Experten über  Erfahrungen in Bereichen wie Medizin 
und Recht aus. Die Gruppe hat gerade den  Lizenzan-
trag zur „Erlaubnis zum gemeinschaftlichen Anbau 
von Cannabis“ beim  Referat des Regierungspräsidiums 
Freiburg   abgegeben – als  erster Anbauverein in Baden-
Württemberg. 

   Cannabis-Club Holy Green 
Paradise stellt sich vor

i Lahr

In den meisten  Kita-Einrichtungen fallen ab Septem-
ber Betreuungsformen weg. Während diese Änderung 
auf den Wünschen der Familien basiert, dürfe die Erhö-
hung  der Kosten eher auf wenig Gegenliebe stoßen:  
Für das Jahr 2024/25 sind Erhöhungen um 7,5 Prozent 
und im darauffolgenden Jahr nochmals um 7,3 Prozent 
vorgesehen.  Für eine  Familie, die ein Kind in der Regel-
betreuung angemeldet hat,  bedeutet das ab September 
einen Kostenzuschlag  von elf Euro auf 159 Euro. 

Eltern müssen tiefer 
in die Tasche greifen

i Schwanau

Dem Landgericht Offenburg steht ein Mammut-Pro-
zess ins Haus: Ein 23-jähriger Landwirt aus der Orte-
nau muss sich  ab dem 26. Juli dem Vorwurf der Geisel-
nahme stellen. Er soll eine junge Berlinerin ins Kinzig-
tal verschleppt,  festgehalten und mehrfach vergewal-
tigt haben.  Insgesamt hat das Landgericht zwölf Ver-
handlungstage angesetzt. Die auffallend vielen Termi-
ne seien den zahlreichen Beteiligten geschuldet, er-
läuterte Gerichtssprecherin Marion Pabst.

23-Jähriger steht wegen 
Geiselnahme vor Gericht

i Offenburg


